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1 ERKLÄRUNG 

Zwischen 

Name:    

    

Vorname:    

    

Geburtsdatum:    

    

Personalausweisnummer:  Gültig bis:  

 

nachfolgend „zu verpflichtende Person“ genannt 

Arbeitgeber:  Firmenstempel: 

 

 

Zeichnungsbevollmächtigte Person: 

   

Name:    

    

Vorname:    

    

Unterschrift:    

 (Unterschrift)   

 

und dem 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,  

nachfolgend „BMZ“ genännt, wird die nachfolgende Vereinbarung getroffen. 

Der Gesprächspartner hat die Verschwiegenheitserklärung gelesen und zur Kenntnis genom-
men. 

    

 , den   

(Ort)  (Datum)  

 

   

         (Unterschrift zu verpflichtende Person)   (Unterschrift BMZ) 
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2 VEREINBARUNG 

Niederschrift über die Verpflichtung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Gesetzes über die förmli-

che Verpflichtung nichtbeamteter Personen vom 2. März 1974 – Verpflichtungsgesetz 

(BGBl. I S. 469, 547), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942) so-

wie die Unterrichtung über die Wahrung des Datengeheimnisses und der Verschwiegenheit 

und die Einhaltung der Vorschriften für die Informationssicherheit. 

Die zu verpflichtende Person wurde über die Pflicht zur Verschwiegenheit belehrt und auf die 

gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet. Dies beinhaltet insbesondere die 

Verpflichtung, Informationen, die ihr im Rahmen des Auftrags anvertraut werden oder in Gele-

genheit (Aneignung von nicht gewolltem Wissen) zur Kenntnis gelangen, vertraulich zu behan-

deln und gegenüber Dritten Verschwiegenheit zu bewahren. Es ist untersagt, die Daten zu einem 

anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten oder un-

befugt zu offenbaren. Die Verschwiegenheitspflicht bleibt auch nach Beendigung der Tätigkeiten 

für das BMZ bestehen und besteht auch nach Erfüllung des Auftrags weiter. Weiterhin sind die 

seitens des Auftraggebers für die Aufgabenwahrnehmung zur Verfügung gestellten Informatio-

nen auf dessen Verlangen hin zu löschen und entsprechende Unterlagen zu vernichten.  

Diese Verschwiegenheitserklärung erstreckt sich insbesondere auf 

 alle internen Angelegenheiten des BMZ sowie seine Absichten, Objekte, Planungen und in-

ternen Verhältnisse, 

 die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse und Daten von Beamten, Tarifbeschäf-

tigten, Behörden die mit dem BMZ zusammenarbeiten, Kunden und Geschäftspartnern des 

BMZ, 

 alle behördlichen Geheimnisse sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse im Umfeld des 

BMZ, 

 Verschwiegenheit über Informationen die im Rahmen von Ausschreibungen sowie Informa-

tionen die in diesem Umfeld für Dritte von Interesse sein könnten. 

Die zu verpflichtende Person hat insbesondere zu beachten, dass sie nicht berechtigt ist, Be-

triebsfremden Zugang zu den Liegenschaften sowie geschützten Informationen zu ermöglichen, 

ihnen Einblick in Datenträger, E-Mails, Post oder sonstige schriftliche Unterlagen zu gewähren 

oder derartige Unterlagen an sich zu nehmen oder sie ohne ausdrücklichen Auftrag an Dritte 

herauszugeben, auch nicht in Abschrift, Ausdruck oder Fotokopie. Diese Verpflichtung erstreckt 

sich nicht nur auf die Weitergabe von Informationen an Fremde, sondern auch an Angehörige 

im Sinne von § 11 StGB. 

Der Auftragnehmer wird alle geeigneten Vorkehrungen treffen, um die Vertraulichkeit sicher-

zustellen. Sind bereits Geheimnisse bekannt, die der Verschwiegenheitspflicht unterliegen, fal-

len diese mit der Unterzeichnung unter die Geheimhaltungspflicht. Dabei ist unerheblich, von 

wem die Informationen stammen. Nur Informationen die öffentlich bekannt sind oder nicht un-

ter die Verschwiegenheitspflicht fallen, bleiben hiervon unberührt. 
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Über die folgenden gesetzlichen Bestimmungen wurde die zu verpflichtende Person belehrt: 

§ 1 VerpflG 

Art. 32 DSGVO 

§ 42 BDSG (Strafvorschriften) 

§ 43 BDSG (Bußgeldvorschriften) 

§ 11 StGB (Personen- und Sachbegriffe) 

§ 81 StGB (Hochverrat gegen den Bund) 

§ 82 StGB (Hochverrat gegen ein Land) 

§ 86 StGB (Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen) 

§ 93 StGB (Begriff des Staatsgeheimnisses) 

§ 94 StGB (Landesverrat) 

§ 95 StGB (Offenbaren von Staatsgeheimnissen) 

§ 96 StGB (Landesverräterische Ausspähung; Auskundschaften von Staatsgeheimnissen) 

§ 97 StGB (Preisgabe von Staatsgeheimnissen) 

§ 97a StGB (Verrat illegaler Geheimnisse) 

§ 97b Abs. 2 i. V. m. §§ 94 bis 97 StGB (Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnisses) 

§ 120 Abs. 2 StGB (Gefangenenbefreiung)  

§ 130 StGB (Volksverhetzung) 

§ 133 Abs. 3 StGB (Verwahrbruch) 

§ 184 StGB (Verbreitung pornografischer Schriften) 

§ 201 StGB (Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes) 

§ 202a StGB (Ausspähung von Daten) 

§ 202b StGB (Abfangen von Daten) 

§ 202c StGB (Vorbereiten des Ausspähens und Abfangens von Daten) 

§ 203 StGB (Verletzung von Privatgeheimnissen) 

§ 204 StGB (Verwertung fremder Geheimnisse) 

§ 303a StGB (Datenveränderung) 

§ 303b StGB (Computersabotage) 

§§ 331, 332 StGB (Vorteilsannahme und Bestechlichkeit) 

§ 335 StGB (Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung) 

§ 336 StGB (Unterlassen der Diensthandlung) 

§ 353 b StGB (Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht) 

§ 355 StGB (Verletzung des Steuergeheimnisses) 

§ 358 StGB (Nebenfolgen) 
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Die zu verpflichtende Person bestätigt, die oben aufgeführten Rechtsnormen, welche auf den 

Folgeseiten abgedruckt sind, zur Kenntnis genommen zu haben und verpflichtet sich nicht gegen 

diese Rechtsnormen zu verstoßen. In Bezug auf die §§ 86, 130, 184 und 202a StGB sichert sie 

zu, dass sie wegen derartiger Rechtsverletzungen noch nicht verurteilt worden und kein Verfah-

ren derzeit anhängig ist. 

Eine Verletzung der genannten Pflichten wird in den meisten Fällen gleichzeitig einen Verstoß 

gegen die vertraglichen Pflichten darstellen, weshalb mit weiteren rechtlichen Konsequenzen 

zu rechnen ist. 

Zur Erfüllung der Anforderungen des Datenschutzes und der Informationssicherheit verpflich-

tet sich der Auftragnehmer zur Einhaltung der folgenden Sicherheitsmaßnahmen:  

(Die Punkte 1 bis 7 gelten für Systeme, die eine Verbindung zu BMZ-Systemen oder -Netzen be-

sitzen. Die Punkte 1 bis 3 gelten darüber hinaus für Systeme mit Verbindung zu den NdB.)  

1) Ausschließliche Verwendung der durch das BMZ freigegebenen oder lizenzierten Hard- und 

Software 

2) Ausschließliche Nutzung der durch das BMZ freigegebenen Kommunikationsverbindungen 

3) Nutzung von Hardware, Software und Informationen ausschließlich zur Erfüllung der ver-

einbarten Aufgaben 

4) Ausschließliche Verwendung von Datenträgern, die auf Schadprogramme geprüft wurden 

5) Verwendung von sicheren Passwörtern (Definition siehe IT-Regelwerk des BMZ) 

6) Diese werden im BMZ in einem verschlossenen Umschlag niedergelegt 

7) Nutzung nur der im Rahmen der vereinbarten Leistung zugewiesenen Rechte 

8) Beachtung des IT-Regelwerks des BMZ 

9) Einhaltung der IT-Sicherheitsrichtlinien des BMZ 

10) Sofortige Meldung von erkannten Sicherheitslücken an das BMZ 

Die zu verpflichtende Person ist sich der besonderen Verantwortung gegenüber dem BMZ be-

wusst, Unregelmäßigkeiten oder Sicherheitsvorfälle bei der Informations- und Datenverarbei-

tung sowie bei der Handhabung von Verschlussachen (VS) unverzüglich zu melden. Zur Unter-

stützung stehen dabei die Intranetseiten des Informationssicherheitsbeauftragten und des Da-

tenschutzbeauftragten sowei die IT-Notfallkarte zur Verfügung. 

Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für 

die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. Sollten sich eine oder mehrere Bestimmungen 

dieser Vereinbarung als unwirksam erweisen, so berührt dies die Wirksamkeit der übrigen 

Bestimmungen nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, die unwirksame Regelung durch 

eine Regelung zu ersetzen, welche dem Zweck der ursprünglich gewollten Bestimmung mög-

lichst nahe kommt. 
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3 ANHANG 

§ 1 VerpflG 

(1) Auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten soll verpflichtet werden, wer, ohne 

Amtsträger (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches) zu sein, 

 

1. bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwal-

tung wahrnimmt, beschäftigt oder für sie tätig ist, 

2. bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, einem Betrieb oder Unternehmen, 

die für eine Behörde oder sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung ausfüh-

ren, beschäftigt oder für sie tätig ist oder 

3. als Sachverständiger öffentlich bestellt ist. 

 

(2) Die Verpflichtung wird mündlich vorgenommen. Dabei ist auf die strafrechtlichen Folgen 

einer Pflichtverletzung hinzuweisen. 

 

(3) Über die Verpflichtung wird eine Niederschrift aufgenommen, die der Verpflichtete mit un-

terzeichnet. Er erhält eine Abschrift der Niederschrift; davon kann abgesehen werden, wenn 

dies im Interesse der inneren oder äußeren Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ge-

boten ist. 

 

(4) Welche Stelle für die Verpflichtung zuständig ist, bestimmt  

 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 bei Behörden oder sonstigen Stellen nach Bun-

desrecht die jeweils zuständige oberste Dienstaufsichtsbehörde oder, soweit eine 

Dienstaufsicht nicht besteht, die oberste Fachaufsichtsbehörde, 

2. in allen übrigen Fällen diejenige Behörde, die von der Landesregierung durch Rechts-

verordnung bestimmt wird. 

Art. 32 DSGVO Sicherheit der Verarbeitung 

(1) Unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der Implementierungskosten und der Art, 

des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen 

Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des Risikos für die Rechte und Freiheiten natürli-

cher Personen treffen der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter geeignete techni-

sche und organisatorische Maßnahmen, um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu 

gewährleisten; diese Maßnahmen schließen gegebenenfalls unter anderem Folgendes ein: 

 

a)  die Pseudonymisierung und Verschlüsselung personenbezogener Daten;  

b)  die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit  

 der Systeme und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer sicherzu-

 stellen; 

c)  die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten und den Zugang zu ihnen 

 bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen; 
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d)  ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der   

 Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Gewährleistung 

 der Sicherheit der Verarbeitung. 

 

(2) Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken zu be-

rücksichtigen, die mit der Verarbeitung verbunden sind, insbesondere durch - ob unbeab-

sichtigt oder unrechtmäßig - Vernichtung, Verlust, Veränderung oder unbefugte Offenle-

gung von beziehungsweise unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten, die übermit-

telt, gespeichert oder auf andere Weise verarbeitet wurden. 

 

(3) Die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln gemäß Artikel 40 oder eines genehmigten 

Zertifizierungsverfahrens gemäß Artikel 42 kann als Faktor herangezogen werden, um die 

Erfüllung der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Anforderungen nachzuwei-

sen. 

 

(4) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter unternehmen Schritte, um sicherzustel-

len, dass ihnen unterstellte natürliche Personen, die Zugang zu personenbezogenen Daten 

haben, diese nur auf Anweisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, sie sind nach 

dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten zur Verarbeitung verpflichtet. 

 

§ 42 BDSG Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich nicht 

allgemein zugängliche personenbezogene Daten einer großen Zahl von Personen, ohne 

hierzu berechtigt zu sein, 

 

1. einem Dritten übermittelt oder 
2. auf andere Art und Weise zugänglich macht und hierbei gewerbsmäßig handelt. 

und hierbei gewerbsmäßig handelt. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer personen-be-

zogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, 
 
1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder 
2. durch unrichtige Angaben erschleicht 

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen zu berei-
chern oder einen anderen zu schädigen. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der Ver-

antwortliche, die oder der Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbehörde. 
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(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung 

nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem Strafverfahren gegen 

den Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozess-

ordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des Meldepflichtigen oder Benach-

richtigenden verwendet werden. 

 

§ 43 BDSG Bußgeldvorschriften 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

 
1. entgegen § 30 Absatz 1 ein Auskunftsverlangen nicht richtig behandelt oder 
2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder  nicht rechtzeitig unterrichtet. 
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet wer-
den. 
 

(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 werden keine 
Geldbußen verhängt. 
 

(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung 
nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem Verfahren nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen den Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden o-
der seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zu-
stimmung des Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden verwendet werden. 
 

§ 11 StGB Personen- und Sachbegriffe 

 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist  

1.  Angehöriger: 
 wer zu den folgenden Personen gehört: 
 

a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, der Lebenspartner, der Ver-

lobte, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner der Geschwister, Geschwister der 

Ehegatten oder Lebenspartner, und zwar auch dann, wenn die Ehe oder die Lebenspart-

nerschaft, welche die Beziehung begründet hat, nicht mehr besteht oder wenn die Ver-

wandtschaft oder Schwägerschaft erloschen ist, 

b) Pflegeeltern und Pflegekinder; 

2.  Amtsträger: 
 wer nach deutschem Recht 
 

a) Beamter oder Richter ist, 

b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht oder 

c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle oder in deren 
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Auftrag Aufgaben der öffentlichen Verwaltung unbeschadet der zur Aufgabenerfüllung 

gewählten Organisationsform wahrzunehmen; 

 
2a.  Europäischer Amtsträger: 
 wer  

 

a) Mitglied der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank, des Rechnungs-

hofs oder eines Gerichts der Europäischen Union ist, 

b) Beamter oder sonstiger Bediensteter der Europäischen Union oder einer auf der Grund-

lage des Rechts der Europäischen Union geschaffenen Einrichtung ist oder 

c) mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Europäischen Union oder von Aufgaben einer 

auf der Grundlage des Rechts der Europäischen Union geschaffenen Einrichtung beauf-

tragt ist; 

3.  Richter: 

 wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher Richter ist; 

 

4.  für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 

 wer, ohne Amtsträger zu sein, 

 

a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwal-

tung wahrnimmt, oder 

b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, Betrieb oder Unternehmen, die für 

eine Behörde oder für eine sonstige Stelle Aufgaben der öffentlichen Verwaltung aus-

führen, 

beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf 

Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet ist; 

5.  rechtswidrige Tat: 

 nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht; 

 

6.  Unternehmen einer Tat: 

 deren Versuch und deren Vollendung; 
 

7.  Behörde: 

 auch ein Gericht; 

 

8.  Maßnahme: 

 jede Maßregel der Besserung und Sicherung, die Einziehung und die Unbrauchbar-

 machung; 

 

  



Verschwiegenheitserklärung Version 06.00 

S2 intern 11/25 

 

9.  Entgelt: 

 jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung. 

 

(2) Vorsätzlich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tat auch dann, wenn sie einen gesetzlichen 

Tatbestand verwirklicht, der hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, hinsichtlich ei-

ner dadurch verursachten besonderen Folge jedoch Fahrlässigkeit ausreichen läßt. 

 

(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspeicher, Abbildungen und andere Darstel-

lungen in denjenigen Vorschriften gleich, die auf diesen Absatz verweisen. 

 

§ 81 StGB Hochverrat gegen den Bund 

 

(1) Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt  

 

1. den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen oder 

 

2. die auf dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beruhende verfassungsmä-

ßige Ordnung zu ändern, 

wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder mit Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren be-

straft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. 

 

§ 82 StGB Hochverrat gegen ein Land 

 

(1) Wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 

  

1. das Gebiet eines Landes ganz oder zum Teil einem anderen Land der Bundesrepublik 

Deutschland einzuverleiben oder einen Teil eines Landes von diesem abzutrennen  

oder 

2. die auf der Verfassung eines Landes beruhende verfassungsmäßige Ordnung zu ändern, 

wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-

ren. 

  



Verschwiegenheitserklärung Version 06.00 

S2 intern 12/25 

§ 86 StGB Verbreiten von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisa-

tionen 

 

(1) Wer Propagandamittel  

1. einer vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärten Partei oder einer 

Partei oder Vereinigung, von der unanfechtbar festgestellt ist, daß sie Ersatzorganisa-

tion einer solchen Partei ist, 

2. einer Vereinigung, die unanfechtbar verboten ist, weil sie sich gegen die verfassungs-

mäßige Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständigung richtet, oder von 

der unanfechtbar festgestellt ist, daß sie Ersatzorganisation einer solchen verbotenen 

Vereinigung ist, 

3. einer Regierung, Vereinigung oder Einrichtung außerhalb des räumlichen Geltungsbe-

reichs dieses Gesetzes, die für die Zwecke einer der in den Nummern 1 und 2 bezeich-

neten Parteien oder Vereinigungen tätig ist, oder 

4. Propagandamittel, die nach ihrem Inhalt dazu bestimmt sind, Bestrebungen einer ehe-

maligen nationalsozialistischen Organisation fortzusetzen, 

im Inland verbreitet oder zur Verbreitung im Inland oder Ausland herstellt, vorrätig hält, 

einführt oder ausführt oder in Datenspeichern öffentlich zugänglich macht, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Propagandamittel im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche Schriften (§ 11 Abs. 3), deren 

Inhalt gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung oder den Gedanken der Völker-

verständigung gerichtet ist. 

 

(3) Absatz 1 gilt nicht, wenn das Propagandamittel oder die Handlung der staatsbürgerlichen 

Aufklärung, der Abwehr verfassungswidriger Bestrebungen, der Kunst oder der Wissen-

schaft, der Forschung oder der Lehre, der Berichterstattung über Vorgänge des Zeitgesche-

hens oder der Geschichte oder ähnlichen Zwecken dient. 

 

(4) Ist die Schuld gering, so kann das Gericht von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift abse-

hen. 

§ 93 StGB Begriff des Staatsgeheimnisses 

 

(1) Staatsgeheimnisse sind Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse, die nur einem begrenz-

ten Personenkreis zugänglich sind und vor einer fremden Macht geheim gehalten werden 

müssen, um die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesre-

publik Deutschland abzuwenden. 

 

(2) Tatsachen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung oder unter Geheim-hal-

tung gegenüber den Vertragspartnern der Bundesrepublik Deutschland gegen zwischen-

staatlich vereinbarte Rüstungsbeschränkungen verstoßen, sind keine Staatsgeheimnisse. 
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§ 94 StGB Landesverrat 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis  

1. einer fremden Macht oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt oder 

2. sonst an einen Unbefugten gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht, um die Bundes-

republik Deutschland zu benachteiligen oder eine fremde Macht zu begünstigen, und 

dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesre-

publik Deutschland herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 

 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe 

nicht unter fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter  

 

1. eine verantwortliche Stellung mißbraucht, die ihn zur Wahrung von Staatsgeheimnissen 

besonders verpflichtet, oder 

2. durch die Tat die Gefahr eines besonders schweren Nachteils für die äußere Sicherheit 

der Bundesrepublik Deutschland herbeiführt. 

 

§ 95 StGB Offenbaren von Staatsgeheimnissen 

 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung ge-

heimgehalten wird, an einen Unbefugten gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und 

dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik 

Deutschland herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren be-

straft, wenn die Tat nicht in § 94 mit Strafe bedroht ist. 

 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jah-

ren. § 94 Abs. 2 Satz 2 ist anzuwenden. 

 

§ 96 StGB Landesverräterische Ausspähung; Auskundschaften von  

Staatsgeheimnissen 

(1) Wer sich ein Staatsgeheimnis verschafft, um es zu verraten (§ 94), wird mit Freiheitsstrafe 

von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. 

 
(2) Wer sich ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung 

geheimgehalten wird, verschafft, um es zu offenbaren (§ 95), wird mit Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar. 
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§ 97 StGB Preisgabe von Staatsgeheimnissen 

 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung ge-

heimgehalten wird, an einen Unbefugten gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und 

dadurch fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bun-

desrepublik Deutschland verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

 

(2) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung ge-

heimgehalten wird und das ihm kraft seines Amtes, seiner Dienststellung oder eines von 

einer amtlichen Stelle erteilten Auftrags zugänglich war, leichtfertig an einen Unbefugten 

gelangen läßt und dadurch fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere 

Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Bundesregierung verfolgt. 

 

§ 97a Verrat illegaler Geheimnisse 

Wer ein Geheimnis, das wegen eines der in § 93 Abs. 2 bezeichneten Verstöße kein Staatsge-

heimnis ist, einer fremden Macht oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt und dadurch die Ge-

fahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland her-

beiführt, wird wie ein Landesverräter (§ 94) bestraft. § 96 Abs. 1 in Verbindung mit § 94 Abs. 1 

Nr. 1 ist auf Geheimnisse der in Satz 1 bezeichneten Art entsprechend anzuwenden. 

 

§ 97 b Abs. 2 i. V. m. §§ 94 bis 97 StGB Verrat in irriger Annahme eines illega-

len Geheimnisses 

(2) War dem Täter als Amtsträger oder als Soldat der Bundeswehr das Staatsgeheimnis dienst-

lich anvertraut oder zugänglich, so wird er auch dann bestraft, wenn nicht zuvor der Amts-

träger einen Dienstvorgesetzten, der Soldat einen Disziplinarvorgesetzten um Abhilfe ange-

rufen hat. Dies gilt für die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten und für Per-

sonen, die im Sinne des § 353b Abs. 2 verpflichtet worden sind, sinngemäß. 

 

 

 

 

 

 



Verschwiegenheitserklärung Version 06.00 

S2 intern 15/25 

§ 120 Abs. 2 StGB Gefangenenbefreiung  

(2) Ist der Täter als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter 

gehalten, das Entweichen des Gefangenen zu verhindern, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 

zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 

 

§ 130 StGB Volksverhetzung 

(1) Wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören,  

 

1. gegen eine nationale, rassische, religiöse oder durch ihre ethnische Herkunft bestimmte 

Gruppe, gegen Teile der Bevölkerung oder gegen einen Einzelnen wegen seiner Zugehö-

rigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung zum Hass 

aufstachelt, zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen auffordert 

oder 

2. die Menschenwürde anderer dadurch angreift, dass er eine vorbezeichnete Gruppe, 

Teile der Bevölkerung oder einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer vor-

bezeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung beschimpft, böswillig verächt-

lich macht oder verleumdet, 

wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

 

1. eine Schrift (§ 11 Absatz 3) verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich macht oder 

einer Person unter achtzehn Jahren eine Schrift (§ 11 Absatz 3) anbietet, überlässt oder 

zugänglich macht, die  

a) zum Hass gegen eine in Absatz 1 Nummer 1 bezeichnete Gruppe, gegen Teile der 

Bevölkerung oder gegen einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer in Ab-

satz 1 Nummer 1 bezeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung aufsta-

chelt, 

b)  zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen gegen in Buchstabe a genannte Personen oder 

Personenmehrheiten auffordert oder 

c) die Menschenwürde von in Buchstabe a genannten Personen oder Personenmehr-

heiten dadurch angreift, dass diese beschimpft, böswillig verächtlich gemacht oder 

verleumdet werden, 

2. einen in Nummer 1 Buchstabe a bis c bezeichneten Inhalt mittels Rundfunk oder Tele-

medien einer Person unter achtzehn Jahren oder der Öffentlichkeit zugänglich macht 

oder 

3. eine Schrift (§ 11 Absatz 3) des in Nummer 1 Buchstabe a bis c bezeichneten Inhalts 

herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, bewirbt oder es unternimmt, diese 

Schrift ein- oder auszuführen, um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Sinne der Num-

mer 1 oder Nummer 2 zu verwenden oder einer anderen Person eine solche Verwen-

dung zu ermöglichen. 
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(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine unter der 

Herrschaft des Nationalsozialismus begangene Handlung der in § 6 Abs. 1 des Völkerstraf-

gesetzbuches bezeichneten Art in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu 

stören, öffentlich oder in einer Versammlung billigt, leugnet oder verharmlost. 

 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer öffentlich oder 

in einer Versammlung den öffentlichen Frieden in einer die Würde der Opfer verletzenden 

Weise dadurch stört, dass er die nationalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft billigt, 

verherrlicht oder rechtfertigt. 

 

(5) Absatz 2 Nummer 1 und 3 gilt auch für eine Schrift (§ 11 Absatz 3) des in den Absätzen 3 

und 4 bezeichneten Inhalts. Nach Absatz 2 Nummer 2 wird auch bestraft, wer einen in den 

Absätzen 3 und 4 bezeichneten Inhalt mittels Rundfunk oder Telemedien einer Person unter 

achtzehn Jahren oder der Öffentlichkeit zugänglich macht. 

 

(6) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 und 2, auch in Verbindung mit Absatz 5, ist der 

Versuch strafbar. 

 

(7) In den Fällen des Absatzes 2, auch in Verbindung mit Absatz 5, und in den Fällen der Ab-

sätze 3 und 4 gilt § 86 Abs. 3 entsprechend. 

 

§ 133 Abs. 3 StGB Verwahrbruch 

 

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst 

besonders Verpflichteten anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

§ 184 StGB Verbreitung pornografischer Schriften 

 

(1) Wer eine pornographische Schrift (§ 11 Absatz 3) 

 

1. einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, überläßt oder zugänglich macht, 

2. an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren zugänglich ist oder von ihnen einge-

sehen werden kann, zugänglich macht, 

3. im Einzelhandel außerhalb von Geschäftsräumen, in Kiosken oder anderen Verkaufs-

stellen, die der Kunde nicht zu betreten pflegt, im Versandhandel oder in gewerblichen 

Leihbüchereien oder Lesezirkeln einem anderen anbietet oder überläßt, 

3a. im Wege gewerblicher Vermietung oder vergleichbarer gewerblicher Gewährung des 

Gebrauchs, ausgenommen in Ladengeschäften, die Personen unter achtzehn Jahren 

nicht zugänglich sind und von ihnen nicht eingesehen werden können, einem anderen 

anbietet oder überläßt, 

4. im Wege des Versandhandels einzuführen unternimmt, 
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5. öffentlich an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren zugänglich ist oder von 

ihnen eingesehen werden kann, oder durch Verbreiten von Schriften außerhalb des Ge-

schäftsverkehrs mit dem einschlägigen Handel anbietet oder bewirbt, 

6. an einen anderen gelangen läßt, ohne von diesem hierzu aufgefordert zu sein, 

7. in einer öffentlichen Filmvorführung gegen ein Entgelt zeigt, das ganz oder überwiegend 

für diese Vorführung verlangt wird, 

8. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält oder einzuführen unternimmt, um sie oder aus ihr 

gewonnene Stücke im Sinne der Nummern 1 bis 7 zu verwenden oder einer anderen 

Person eine solche Verwendung zu ermöglichen, oder 

9. auszuführen unternimmt, um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Ausland unter Ver-

stoß gegen die dort geltenden Strafvorschriften zu verbreiten oder der Öffentlichkeit 

zugänglich zu machen oder eine solche Verwendung zu ermöglichen, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für die Person Berechtigte handelt; 

dies gilt nicht, wenn der Sorgeberechtigte durch das Anbieten, Überlassen oder Zugänglich-

machen seine Erziehungspflicht gröblich verletzt. Absatz 1 Nr. 3a gilt nicht, wenn die Hand-

lung im Geschäftsverkehr mit gewerblichen Entleihern erfolgt. 

 

§ 201 StGB Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt  

 

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt 

oder 

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt  

 

1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen 

mit einem Abhörgerät abhört oder 

2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöffent-

lich gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach 

öffentlich mitteilt. Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mittei-

lung geeignet ist, berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie ist nicht 

rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentli-

cher Interessen gemacht wird. 

 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger 

oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes 

verletzt (Absätze 1 und 2). 

 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können ein-

gezogen werden. § 74a ist anzuwenden. 
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§ 202a StGB Ausspähung von Daten 

 

(1) Wer unbefugt sich oder einem anderen Zugang zu Daten, die nicht für ihn bestimmt und die 

gegen unberechtigten Zugang besonders gesichert sind, unter Überwindung der Zugangs-

sicherung verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche, die elektronisch, magnetisch oder sonst nicht 

unmittelbar wahrnehmbar gespeichert sind oder übermittelt werden. 

§ 202b StGB Abfangen von Daten 

Wer unbefugt sich oder einem anderen unter Anwendung von technischen Mitteln nicht für ihn 

bestimmte Daten (§ 202a Abs. 2) aus einer nichtöffentlichen Datenübermittlung oder aus der 

elektromagnetischen Abstrahlung einer Datenverarbeitungsanlage verschafft, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vor-

schriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 

§ 202c StGB Vorbereiten des Ausspähens und Abfangens von Daten 

(1) Wer eine Straftat nach § 202a oder § 202b vorbereitet, indem er 

 

1. Passwörter oder sonstige Sicherungscodes, die den Zugang zu Daten (§ 202a Abs. 2) er-

möglichen, oder 

2. Computerprogramme, deren Zweck die Begehung einer solchen Tat ist, 

 

herstellt, sich oder einem anderen verschafft, verkauft, einem anderen überlässt, verbreitet 

oder sonst zugänglich macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft. 

(2) § 149 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 
 

§ 203 StGB Verletzung von Privatgeheimnissen 

 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich ge-

hörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
  
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für 

die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte 
Ausbildung erfordert, 
 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlußprüfung, 
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3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem ge-

setzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerbera-

ter, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsan-

walts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungsge-

sellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer 

Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öf-

fentlichen Rechts anerkannt ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 

Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen 

oder 
7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversiche-

rung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungs-
stelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönli-
chen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, of-
fenbart, das ihm als  
 
1. Amtsträger oder Europäischer Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen Unter-

suchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des 

Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Ob-

liegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 
6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durch-

führung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich 
verpflichtet worden ist, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 

stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, 

die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht 

anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für 

Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht 

untersagt. 

  



Verschwiegenheitserklärung Version 06.00 

S2 intern 20/25 

(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in den Absätzen 1 und 2 ge-

nannten Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei 

ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die in den Ab-

sätzen 1 und 2 Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offen-

baren, die an ihrer beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die 

Inanspruchnahme der Tätigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das 

Gleiche gilt für sonstige mitwirkende Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedie-

nen, die an der beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 Genann-

ten mitwirken. 

 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein 

fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätig-

keit als mitwirkende Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen 

tätiger Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer  

 

1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine 

sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei 

Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhal-

tung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst 

eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, 

die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit be-

kannt gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, 

dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwir-

kende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person 

ein fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder 

aus dessen Nachlass erlangt hat. 

 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem 

Tod des Betroffenen unbefugt offenbart 

 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 

oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 

Geldstrafe. 

 

§ 204 StGB Verwertung fremder Geheimnisse 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu 

dessen Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis 

zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

(2) § 203 Absatz 5 gilt entsprechend. 
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§ 303a StGB Datenveränderung 

 
(1) Wer rechtswidrig Daten (§ 202a Abs. 2) löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht oder ver-

ändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 
(3) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c entsprechend. 

§ 303b StGB Computersabotage 

 

(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen anderen von wesentlicher Bedeutung ist, 

dadurch erheblich stört, dass er  

 
1. eine Tat nach § 303a Abs. 1 begeht, 
2. Daten (§ 202a Abs. 2) in der Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, eingibt oder 

übermittelt oder 
3. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen Datenträger zerstört, beschädigt, unbrauch-

bar macht, beseitigt oder verändert, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Handelt es sich um eine Datenverarbeitung, die für einen fremden Betrieb, ein fremdes Un-
ternehmen oder eine Behörde von wesentlicher Bedeutung ist, ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
 

(4) In besonders schweren Fällen des Absatzes 2 ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter  
 
1. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 
2. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Bege-

hung von Computersabotage verbunden hat, 

3. durch die Tat die Versorgung der Bevölkerung mit lebenswichtigen Gütern oder Dienst-

leistungen oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt. 

 
(5) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 gilt § 202c entsprechend.  
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§ 331 StGB Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders 

Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, 

sich versprechen läßt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen 

Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt o-

der annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist straf-

bar. 

 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten 

Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer 

Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei 

ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt. 

 

§ 332 StGB Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders 

Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, 

sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder 

künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, 

wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren 

Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist straf-

bar. 

 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen 

Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt o-

der annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vor-nehme 

und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Frei-

heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die 

Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich ver-

sprechen läßt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er 

sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat,  

 

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens durch 

den Vorteil beeinflussen zu lassen. 
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§ 335 StGB Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung 

(1) In besonders schweren Fällen wird  

 

1. eine Tat nach 

a. § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und 

b. § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Frei-

heitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und 

2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe nicht unter 

zwei Jahren bestraft. 

 

(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, wenn 

 

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht, 

2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür gefordert hat, 

daß er eine Diensthandlung künftig vornehme, oder 

3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetz-

ten Begehung solcher Taten verbunden hat.  

 

§ 336 StGB Unterlassen der Diensthandlung 

Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne der §§ 331 

bis 335a steht das Unterlassen der Handlung gleich. 

§ 353 b StGB Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen 

Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als  

 

1. Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt 

oder 

4. Europäischer Amtsträger, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und dadurch wich-

tige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen 

gefährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine Nach-

richt, zu deren Geheimhaltung er  

 

1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes 

oder eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung 

der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden ist, 

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und dadurch wichtige öffent-

liche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung ge-

nannten Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung 

oder Veröffentlichung des Geheimnisses oder des Gegenstandes oder der Nachricht, zu de-

ren Geheimhaltung eine besondere Verpflichtung besteht, beschränken. 

(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt 

 

1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 

a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner 

Tätigkeit bei einem oder für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines 

Landes bekanntgeworden ist, 

b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 

2. von der obersten Bundesbehörde 

a)  in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner 

Tätigkeit sonst bei einer oder für eine Behörde oder bei einer anderen amtli-

chen Stelle des Bundes oder für eine solche Stelle bekanntgeworden ist, 

b)  in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle 

des Bundes verpflichtet worden ist; 

3. von der Bundesregierung in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 4, wenn dem Tä-

ter das Geheimnis während seiner Tätigkeit bei einer Dienststelle der Europäischen 

Union bekannt geworden ist; 

4. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2. 

In den Fällen des Satzes 2 Nummer 3 wird die Tat nur verfolgt, wenn zudem ein Strafverlan-

gen der Dienststelle vorliegt. 
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§ 355 StGB Verletzung des Steuergeheimnisses 

(1) Wer unbefugt  

 

1. personenbezogene Daten eines anderen, die ihm als Amtsträger  

a) in einem Verwaltungsverfahren, einem Rechnungsprüfungsverfahren oder ei-

nem gerichtlichen Verfahren in Steuersachen, 

b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in einem Bußgeldver-

fahren wegen einer Steuerordnungswidrigkeit, 

c) aus anderem Anlass durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder durch die ge-

setzlich vorgeschriebene Vorlage eines Steuerbescheids oder einer Bescheini-

gung über die bei der Besteuerung getroffenen Feststellungen bekannt gewor-

den sind, oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als Amtsträger in einem der in 

 Nummer 1 genannten Verfahren bekannt geworden ist, 

 

offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft. Personenbezogene Daten eines anderen oder fremde Betriebs- oder Geschäftsge-

heimnisse sind dem Täter auch dann als Amtsträger in einem in Satz 1 Nummer 1 genann-

ten Verfahren bekannt geworden, wenn sie sich aus Daten ergeben, zu denen er Zugang 

hatte und die er unbefugt abgerufen hat. Informationen, die sich auf identifizierte oder 

identifizierbare verstorbene natürliche Personen oder Körperschaften, rechtsfähige oder 

nicht rechtsfähige Personenvereinigungen oder Vermögensmassen beziehen, stehen per-

sonenbezogenen Daten eines anderen gleich. 

 

(2) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich 

 

1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

2. amtlich zugezogene Sachverständige und 

3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentli-

chen Rechts. 

 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des Verletzten verfolgt. Bei Taten 

amtlich zugezogener Sachverständiger ist der Leiter der Behörde, deren Verfahren betrof-

fen ist, neben dem Verletzten antragsberechtigt. 

§ 358 StGB Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den 

§§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 

kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 
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